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Im AnschluB an die Bildung des Überpr-Ufungsausschusses zur Jnf1ationsbekâimp-
fung festigten sich die Zinssâitze im letzten Quartai 1975.

Die Erhebungen der CMHC vom Qktober 1975 bezî.glich leerstehender Mietwohnun-
gen ergab fiür aile Groi3stàdte zusainmen eine Durchschnittsrate von nur 1,2 %~
qeqenùber 2,5 %6 im Juni 1974 und 3,4 % ein Jahr zuvor.

Insgesamt wurden 1975 7,599 Mia $ in neue Wohneinheiten investiert, was einer
3 %igen Steîgerung gegeniiber dem Vorjahre mit 7,377 Mia $ entspricht. Darliber
hinaus wurde im Berichtsjahr eine betrâchtliche Anzahl neuer Wohnheime gebaut.
Im Rahmen des Kanadisehen Wohnungsbaugesetzes wurden 1975 soiche Einheiten mit
insgesamt 5885 neuen Betten - im wesentlichen fiir âi1tere Leute und Studenten -
finanziert im Vergleich zu 6602 Betten im Vorjahre.

(Fotos mit Genehmigung der Central Mortgage and H-ousing Corporation)

Die "Patriierung" der kanadischen Verfassung

In einer Erklârung vor dem kanadischen Unterhaus forderte Ministerprâsident
Trudeau arn 9. April Schritte, um den "British North America Act (BP/A)", Kanadas
Grundgesetz, von einem Statut Grof3britanniens in ein kanadisches Gesetz umzuwan-
deln. Ohne eine Fris t fùr das Heimbolen des RATA 109 Jahre nach semner Verabs chie-
dung in Grol3britannien zu nennen, aui3erte Trudeau, daI3 es wohl einiger Mühe wert
sei, "diese nationale Anqelegenheit zu bereinigen, sofern wir das kô5nnen."
Der Ministerpràsident hrachte im Unterhaus Briefe ein, die er an die Premier-

mini ster der Provjnzen gerichtet hat und in denen, wie er sagte, ailes Wesentli-
che über die Diskussionen steht, mit denen man im vergangenen Jahr nach einem
Ausweg "aus einer konstitutionellen Sackgasse" suchte, "die seit nahezu 50 Jah-
ren sowohl Bundes- wie Provinzregierungen aller politischen Richtungen frustrie-t
hat". Bei dieser Sackgasse handele es sich um "das Problem, unsere einzigartige
und wenig beneidenswerte Sonderstelluig eines Landes abzuschaffen, das sich an
das Parlament eines anderen Landes wenden mui3, wenn es wesentliche Teile semner
Verfassung ândern will."
Es folgen Ausziige aus der Erklàrung des Mini sterpràsi denten.

Ich glaube, daf3 Mifiverstândnisse hinsichtlich der Art aufgetreten sind, wie
die Regierung oder ich pers83n1ich an diese Angelegenheit herangehen. Selbstver-
stâ4ndlich sind die"Patriierung" oder die Erre ichung eines Mittels zur Knderung unse-
rer Verfassung nicht in dem Sinne vordringlich, wie es die Inflationsbekâmpfung
oder Entseheidungen Liber den Ôi1preis sind. Sie geniegen auch nicht in gleichem
MaiBe "Vorrang" wie die vielen anderen Prioritâiten, welche die Regierung ffir neue
politische Richtlinien oder Programme aufgestellt hat. Doch gibt es weniger prag-
matisehe "Prioritâiten", die wichtig sind, wenn die mensehiehe Gesellsehaft
durch Ungewiaheit und Angriffe auf ihre Vertrauensbasis erschilttert wird, wie
wir das in der heutigen Welt erleben. Bekrâftigungen des nationalen Willens und
Anzeichen für die kollektive Entschlossenheit, das Vertrauen in dieGesellschafts-
formen und Werte zu erneuern und zu festigen, welche die Mensehen verbinden,sind
zwar symbolischer Natur, Iedoch nicht minder bedeutungsvoll.
Meiner Ansicht nach handelte es sich um eine soiche symbolische Bekrâftigung,

ais das kanadische Parlament unsere Nationalflagge einfiihrte. Wer wollte bezwei-
fein, dag3 dadurch unser Bewuatsein gestârkt worden ist, "Kanadier" oder zur Ver-
folgung wichtiger Ziele vereint zu sein? Eine âhn1iche symbolische Bekrâftigung
fânde wohl statt, wenn wir unser Vertrauen in unsere Regierungsform durch Besei-
tigung eines ihr seit Jahrzehnten anhaftenden Mangels âuf3ern. Derlei Anliegen
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